
AUFTRAGGEBERHAFTUNG FÜR SOZIALVERSICHERUNGSBEITRÄGE 
 
 
Geltungsbereich 
 
Der Geltungsbereich der neuen Regelung deckt sich mit dem „Reverse-Charge-System“ für Bauleis-
tungen (§ 19 Abs 1a UStG). Da diese Rechnungen derzeit schon gesondert behandelt werden müs-
sen, wird kein neues Abgrenzungskriterium geschaffen. 
 
 
Haftung 
 
Die Haftung trifft jeden Auftraggeber, der Leistungsempfänger von Bauleistungen iSd § 19 Abs 1a 
UStG ist, für seinen Auftragnehmer (Vertragspartner). 
Die Haftung besteht im Umfang von 20% aller tatsächlichen Zahlungen des Auftraggebers an den 
Auftragnehmer für alle von der GKK vom Auftragnehmer einzuhebenden Beiträge und Umlagen (also 
zB Krankenversicherung, Unfallversicherung, Pensionsversicherung; nicht aber Zuschläge nach dem 
BUAG). Die Haftung kann nur geltend gemacht werden, wenn gegen den Beitragsschuldner erfolglos 
Exekution geführt wurde oder dieser insolvent ist. 
 
 
Haftungsbefreiung 
 
Die Haftung entfällt, 
 
¾ wenn das beauftragte Unternehmen zum Zeitpunkt der Leistung des Werklohnes in der Ge-

samtliste der haftungsfreistellenden Unternehmen (HFU-Gesamtliste) geführt wird oder 
¾ - wenn dies nicht zutrifft - der Auftraggeber 20 % des zu leistenden Werklohnes (Haftungsbe-

trag) gleichzeitig mit der Leistung des Werklohnes an das „Dienstleistungszentrum“ (dazu wei-
ter unten) überweist. Diese Überweisung wirkt gegenüber dem Auftragnehmer schuldbefrei-
end. 

 
Die „20%-Zahlungen“ sind auf dem Beitragskonto des Auftragnehmers gutzuschreiben (faktisch muss 
er also zur Fälligkeit nur mehr die Differenz zwischen allen von seinen Auftraggebern geleisteten 
„20%-Zahlungen“ und der Summe seiner Beitragsschulden an die GKK überweisen). Bei allfälligen 
Guthaben auf einem Beitragskonto kann ein Rückerstattungsantrag gestellt werden. 
 
 
Liste der haftungsfreistellenden Unternehmen (HFU-Liste) 
 
Unternehmen, die insgesamt mindestens drei Jahre lang Bauleistungen nach § 19 Abs. 1a UStG er-
bracht haben, sind auf schriftlichen Antrag, der an das Dienstleistungszentrum zu richten ist, vom 
beitragskontenführenden Krankenversicherungsträger in eine von diesem jeweils tagesaktuell zu füh-
rende elektronische HFU-Liste aufzunehmen, wenn sie zum Antragszeitpunkt keine rückständigen 
Beiträge für Zeiträume bis zu dem der Antragstellung zweitvorangegangenen Kalendermonat aufwei-
sen und keine Beitragsnachweisungen nach für diesen Zeitraum ausständig sind. 
Ein in die HFU-Liste aufgenommenes Unternehmen ist unverzüglich aus dieser Liste zu streichen, 
wenn es die bis zum zweitvorangegangenen Kalendermonat fälligen Beiträge nicht entrichtet oder 
Beitragsnachweisungen für diesen Zeitraum nicht vorgelegt hat; Rückstände in einer von höchstens 
10% des letzten Beitragszeitraums bleiben dabei außer Betracht. 
 
In folgenden Fällen kann der neu zu schaffende paritätischen aus Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver-
treten zusammengesetzte Haftungsausschuss der GKK die Streichung aus der HFU-Liste beschlie-
ßen; es handelt sich dabei um Ermessenstatbestände: 
 
¾ Dienstnehmerzuwachs um mehr als 200 % gegenüber der durchschnittlichen Dienstnehmer-

zahl des vorangegangenen Kalenderjahres, jedoch um mindestens 20 Dienstnehmer; 
¾ das Aufscheinen des betreffenden Unternehmens in der zentralen Verwaltungsstrafevidenz 

nach § 28b AuslBG; 
¾ die rechtskräftige Verhängung einer Verwaltungsstrafe nach § 111 ASVG über das 

betreffende Unternehmen, wenn diese nicht länger als drei Jahre zurückliegt; 
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¾ •  
¾ die Verhängung eines Beitragszuschlages nach § 113 ASVG über das betreffende Unterneh-

men in schwerwiegenden Fällen; 
¾ die rechtskräftige Verurteilung des betreffenden Unternehmens nach den §§ 146, 153c, 153d 

oder 153e des Strafgesetzbuches, wenn diese nicht länger als drei Jahre zurückliegt. 
 
Über den Antrag auf (Wieder)Aufnahme in die HFU-Liste ist innerhalb von acht Wochen ab Antragstel-
lung zu entscheiden. 
 
Die von den Krankenversicherungsträgern geführten HFU-Listen sind vom Dienstleistungszentrum zu 
einer Gesamtliste der haftungsfreistellenden Unternehmen (HFU-Gesamtliste) tagesaktuell zusam-
menzuführen. Das Dienstleistungszentrum hat dafür zu sorgen, dass die betroffenen Unternehmen in 
die HFU-Gesamtliste auf elektronischem Weg kostenlos Einsicht nehmen können. Unternehmen, de-
ren Aufnahme in eine HFU-Liste versagt wurde oder die aus einer HFU-Liste gestrichen wurden, sind 
nicht in die HFU-Gesamtliste aufzunehmen. 
 
 
Haftung für weitere Auftragnehmer („Kettenhaftung“) 
 
Grundsätzlich ist keine Haftung für Subunternehmer des eigenen Auftragnehmersvorgesehen. 
 
Die Haftung des Auftrag gebenden Unternehmens erstreckt sich auf jedes weitere beauftragte Unter-
nehmen, wenn die Auftragserteilung als Rechtsgeschäft anzusehen ist, das darauf abzielt, die Haftung 
zu umgehen (Umgehungsgeschäft), und das Auftrag gebende Unternehmen dies wusste oder auf 
Grund offensichtlicher Hinweise ernsthaft für möglich halten musste und sich damit abfand. Ein Um-
gehungsgeschäft kann etwa daran erkannt werden, dass das beauftragte Unternehmen keine eigenen 
Bauleistungen erbringt, kein technisches oder planerisches bzw. kaufmännisches Fachpersonal auf-
weist, in einem gesellschaftsrechtlichen Abhängigkeitsverhältnis zum Auftrag gebenden Unternehmen 
steht, über keine angemessenen Betriebsmittel verfügt oder der Auftrag auf Grund eines deutlich „un-
terpreislichen“ Angebotes erteilt wurde. 
 
 
Dienstleistungszentrum 
 
Das oben mehrfach genannte Dienstleistungszentrum ist bei der Wiener Gebietskrankenkasse einzu-
richten. 
 
 
Höhe des Haftungsbetrages 
 
Der Haftungsbetrag kann – wenn er sich nicht als wirksam erweist – durch Verordnung des Bundes-
ministers für Soziales und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt-
schaft und Arbeit angehoben werden. Die Anhebung wirkt nur für die Folgejahre. 
 
 
Auskunftspflichten 
 
Auftraggeber haben der GKK auf Anfrage bekannt zu geben, welche Aufträge sie an welche Auftrag-
nehmer vergeben haben. Die Verweigerung der Auskunftsleistung wird mit Verwaltungsstrafe geahn-
det. 
 
 
In-Kraft-Treten 
 
Der Gesetzesentwurf sieht ein In-Kraft-Treten per 1.1.2009 vor, doch kann dieser Termin durch Ver-
ordnung zurückverlegt werden, wenn die GKK die technische Umsetzung noch nicht ermöglicht ha-
ben. 
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Bewertung 
 
Nachdem im Regierungsprogramm die Umsetzung einer verschuldensunabhängigen „Generalunter-
nehmerhaftung“ vereinbart wurde, besteht bei dem nunmehrigen System der Auftrageberhaftung für 
den Auftraggeber die Möglichkeit, unter Einhaltung bestimmter Maßnahmen eine Haftung zu vermei-
den und damit das Haftungsrisiko nicht ausufern zu lassen. 
 
Dem Subunternehmer bleibt es unbenommen, für den Fall, dass er nicht auf der HFU-Liste aufscheint, 
den Auftraggeber durch alternative Sicherstellungen (zB Bankgarantie) für den Fall der Haftung 
schadlos zu halten. Fördermaßnahmen von der artigen Sicherstellungen für Jungunternehmen, die 
nicht in die HFU-Liste aufgenommen werden können, werden derzeit noch geprüft. 
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